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Text 

Entschädigung 

§ 24. (1) Den Leiterinnen/Leitern und den weiteren Mitgliedern der Kommissionen gebührt für die 
Erfüllung ihrer Aufgaben eine Entschädigung. 

(2) Die Höhe dieser Entschädigung bestimmt sich nach dem Gehalt eines Beamten der Dienstklasse 
V, Gehaltsstufe 2, des Gehaltsgesetzes 1956 und beträgt 

 1. für Leiterinnen und Leiter von Kommissionen jährlich das 20,5-fache und 

 2. für Mitglieder von Kommissionen pro Besuch entsprechend dem zeitlichen Aufwand als 
Pauschale für ganztägige Besuche (bis zu 12 Stunden) von 21,36 v. H., bzw. als 
Halbtagespauschale (Besuche bis zu 4 Stunden) 13,67 v. H. dieses Gehaltsansatzes. 

(3) Mit der Entschädigung für die Leiterinnen/Leiter der Kommissionen werden alle 
funktionsbezogenen Aufwendungen sowie die Teilnahme an Arbeitsgruppen pauschal pro Arbeitsjahr 
abgedeckt. Allfällige Sekretariats- und sonstige Sachkosten sind in dieser Pauschalsumme zur Gänze 
inkludiert. Die Auszahlung der funktionsbezogenen Entschädigung für die Leiterinnen/Leiter der 
Kommissionen erfolgt aliquot monatlich im Nachhinein. Wenn die/der stellvertretende Leiterin/Leiter der 
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Kommission vorübergehend die Kommission gemäß § 21 Abs. 3 dieser Geschäftsordnung leitet, hat 
die/der Leiterin/Leiter der Kommission für die Vertretung den entsprechenden Anteil der pauschalen 
Entschädigung für Leiterinnen und Leiter von Kommissionen der/dem stellvertretenden Leiterin/Leiter 
der Kommission für die Vertretung zu überlassen. 

(4) Die Auszahlung der Entschädigung für die Mitglieder der Kommissionen erfolgt nach 
Übermittlung des Protokolls und der Belege gemäß § 22 Abs. 5 dieser Geschäftsordnung an die 
Volksanwaltschaft. 

(5) Die Leiterinnen/Leiter und die weiteren Mitglieder der Kommissionen haben Anspruch auf 
Ersatz der aus der Erfüllung der Aufgaben erwachsenden Reise- und Nächtigungskosten (Gebührenstufe 
3) nach Maßgabe der für Bundesbeamte geltenden Rechtsvorschriften. 
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